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gemäßen Erfüllung sein, und zwar ausschließlich im 
Rahmen der Realisierung des Vertrags, bei der Abwick­
lung der vertraglichen Verpflichtungen. Nur wenn da­
durch die erstrebte kulturpolitische Zielstellung nicht 
erreicht wird, ist ein Minderungsanspruch gegeben. 
Schadenersatzansprüche (z. B. wegen eines schlecht ver­
brachten Urlaubs) sind dagegen nicht begründet.
3. Für die mangelhafte Leistungsgewährung darf keine 
angemessene zumutbare oder gleichwertige Ersatz­
leistung geboten worden sein. Eine solche Ersatzleistung 
wäre z. B. dann gegeben, wenn anstelle eines Urlaubs­
aufenthalts in Nessebar ein ähnlicher in Varna gewährt 
würde bzw. ein anderes gleichwertiges Hotel am selben 
Urlaubsort.
Die Ansprüche aus § 210 ZGB (vertragsgemäße Erfül­
lung, Ersatzleistung und Preisminderung) stehen in 
Anlehnung an die Garantieansprüche beim Kauf (§ 151 
ZGB) dem Bürger wahlweise zu. Dieses Wahlrecht muß 
dem Bürger insbesondere unter Berücksichtigung der 
zweckbestimmten Besonderheit des Vertragstyps zuge­
standen werden, damit er die Möglichkeit hat, seinen 
Urlaub fortzusetzen und das für ihn „kleinere Übel“ zu 
wählen. Selbstverständlich kann der Bürger immer nur 
einen Anspruch aus § 210 Abs. 1 ZGB geltend machen. 
Ist ihm also vertragsgemäße Erfüllung oder angemes­
sene oder gleichwertige Ersatzleistung gewährt worden,

sind andere Ansprüche aus § 210 Abs. 1 ZGB ausge­
schlossen. Bei der Gewährung der Ersatzleistung kann 
jedoch der Fall eintreten, daß diese nicht angemessen 
oder gleichwertig ist. Dann steht dem Bürger selbst­
verständlich das Recht auf Preisminderung zu.
Das Wahlrecht des Bürgers ist m. E. jedoch dahingehend 
eingeschränkt, daß dem Reiseveranstalter im Interesse 
der Realisierung des Vertrags zunächst die Möglichkeit 
gegeben werden muß, in angemessener Frist vertrags­
gemäß zu leisten; das wird in der Regel auch den 
Wünschen des Bürgers entsprechen. Im übrigen ergibt 
sich dieses Erfordernis aus § 210 Abs. 2 ZGB, der das 
Rücktrittsrecht des Bürgers regelt. Dieses Recht ist an 
zwei Voraussetzungen gebunden:
1. Der Reiseveranstalter muß innerhalb einer angemes­
senen Frist entweder keine angemessene oder gleich­
wertige Ersatzleistung gewährt oder nicht vertrags­
gemäß geleistet haben.
2. Als Folge dieses Verhaltens muß der Vertragszweck 
für den Bürger erheblich beeinträchtigt sein.
Ob der Vertragszweck für den Bürger erheblich beein­
trächtigt ist, muß gleichfalls nach objektiven Maßstäben 
bewertet werden, wobei der glaubhafte Nachweis des 
Bürgers, daß er bei vorheriger Kenntnis der Gegeben­
heiten diesen Vertrag mit dem Reiseveranstalter nicht 
eingegangen wäre, zu berücksichtigen ist.

PETER WALLIS, wiss. Mitarbeiter im Ministerium der Justiz

Die Vollstreckung zivil-, familien- und arbeitsrechtlicher Ansprüche
Das Gesetz über das gerichtliche Verfahren in Zivil-, 
Familien- und Arbeitsrechtssachen überträgt den Ge­
richten die Verantwortung für die Vollstreckung ihrer 
Entscheidungen (§2 Abs. 2 Satz 2 ZPO). Es regelt daher 
folgerichtig die Vollstreckung als Bestandteil des erst­
instanzlichen Verfahrens vor dem Kreisgericht (§§ 85 bis 
135 ZPO).

Erörterung der Möglichkeiten für die Erfüllung 
des geltend gemachten Anspruchs

Die den Gerichten auferlegte Verantwortung beginnt 
nicht erst dann, wenn die Vollstreckung erforderlich 
wird, weil der aus der Entscheidung Verpflichtete (der 
Schuldner) die ihm obhegende Verpflichtung nicht frei­
willig erfüllt hat./l/ Die Gerichte müssen vielmehr die­
ser Verantwortung während des gesamten Verfahrens 
gerecht werden. Nach Einreichen der Klage muß der 
Vorsitzende das Verfahren so vorbereiten, daß das 
Gericht — wie das § 45 Abs. 1 ZPO f o r d e r t i n  der 
mündlichen Verhandlung auch die Möglichkeiten der 
Erfüllung des geltend gemachten Anspruchs mit den 
Prozeßparteien erörtern kann. Das ist einerseits im 
Hinblick auf eine mögliche Beilegung des Rechtsstreits 
durch eine Einigung (§§ 45 Abs. 2, 46 ZPO) und anderer­
seits zur Vorbereitung einer Entscheidung über die Art 
und Weise der Erfüllung des Anspruchs (§ 79 Abs. 1 und 
3 ZPO) notwendig. Eine solche Entscheidung sollte 
im Urteil immer dann enthalten sein, wenn über 
einen Zahlungsanspruch oder über eine Verpflichtung 
zur Vornahme, Duldung oder Unterlassung einer Hand­
lung zu entscheiden ist; sie erleichtert die künftige Voll­
streckung.
Das Gericht hat außerdem die Prozeßparteien darüber 
zu informieren, wie das Urteil oder die Einigung durch­
gesetzt werden kann, wenn der Schuldner seine Ver­
pflichtung nicht freiwillig erfüllt. Handelt es sich um 
einen Anspruch auf Zahlung von Unterhalt oder Fami-

fl/ Die meisten gerichtlichen Entscheidungen (Urteile, Be­
schlüsse und Einigungen) werden von den Verpflichteten frei­
willig erfüllt und erfordern keine Vollstreckung.
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lienaufwand, des Mietpreises für die Wohnung oder 
von Schadenersatz aus einer Straftat, sollte das Gericht 
den Schuldner darauf hinweisen, daß er die ihm oblie­
gende Zahlungsverpflichtung durch Abtretung eines 
Teils seiner Arbeitseinkünfte an den Berechtigten (den 
Gläubiger) erfüllen kann. Die Betriebe sind verpflichtet, 
einer derartigen Abtretung zuzustimmen und die Zah­
lung zu veranlassen (§ 85 Abs. 3 ZPO). Die Abtretung 
ist wie eine Pfändung zu behandeln (§ 113 Abs. 1 ZPO). 
Eine solche Abtretung kann nur mit Zustimmung des 
Gläubigers widerrufen werden. Diese Zustimmung kann 
bei Vorhegen der Voraussetzungen des § 101 Abs. 3 ZPO 
(Begleichung der Rückstände und Gewähr für regel­
mäßige und pünktliche Zahlung) durch den Sekretär des 
für die Vollstreckung zuständigen Kreisgerichts ersetzt 
werden (§ 113 Abs. 2 ZPO).

Verantwortung des Sekretärs für die Vollstreckung

Die weitere Verantwortung für die Vollstreckung trägt 
der Sekretär des Kreisgerichts, wenn die Vollstreckung 
einer gerichtlichen Entscheidung (Urteil, Beschluß, Eini­
gung) erforderlich ist und beantragt wird (§ 86 Abs. 1 
ZPO). Er bestimmt die anzuwendenden Vollstreckungs­
maßnahmen unter steter Beachtung des Ziels der Voll­
streckung: schnellstmögliche Realisierung der gericht­
lichen Entscheidung als Ausdruck der staatlichen Auto­
rität zur Wahrung des dem Gläubiger zuerkannten An­
spruchs bei Vermeidung ungerechtfertigter Härten für 
den Schuldner.
Der Gläubiger soll in seinem Antrag Vorschläge über 
die Art und Weise der Vollstreckung unterbreiten und 
während der Vollstreckung ihm bekannte, den Schuld­
ner betreffende Veränderungen dem Gericht mitteilen 
(§ 91 Abs. 2 ZPO). Der Sekretär hat die Vorschläge des 
Gläubigers zu beachten. Er ist jedoch nicht verpflichtet, 
ihnen zu entsprechen, wenn ihm andere Vollstreckungs­
maßnahmen zur Erreichung des Vollstreckungsziels ge­
eigneter erscheinen. Um die richtige Auswahl unter 
den ihm zur Verfügung stehenden Vollstreckungsmaß­
nahmen treffen zu können, kann der Sekretär den


